
Realität und Satire auszudrücken. Allerdings kommt das vor, 
wenn beides so nahe liegt.

(Beifall der SPD)

Die außenpolitischen Grundsätze der neuen Regierung stehen 
am Ende der Regierungserklärung wie nun auch dieser Debatte 
und damit, so will ich es sehen, auch an besonders hervorgehobe­
ner Stelle.

Angesichts der ungeheuren Aufgaben der Umgestaltung un­
serer 40 Jahre lang beschädigten Gesellschaft, angesichts des 
klaren Auftrages der Wähler für eine zügige Gestaltung der 
deutschen Einheit scheint gelegentlich der Blick der Öffentlich­
keit auf markige deutsche Sorgen verengt. Deshalb ist es heil­
sam, wenn wir uns daran erinnern, daß die Revolution des Herb­
stes 1989 eher am Ende eines Prozesses, eines revolutionären 
Prozesses in Osteuropa stand, nach der Solidarität in Polen, nach 
den Gorbatschowschen Reformen, der ungarischen Öffnung des 
Eisernen Vorhangs und ganz sicher nach dem langjährigen 
standhaften Zeugnis eines Mannes wie Vaclav Havel.

Deutsche Selbstbezogenheit oder gar Selbstgerechtigkeit, 
und, meine Damen und Herren, das trifft auch auf die Ecke zu, 
wo sie sich revolutionär dünkt - beide sind fehl am Platze. Der 
wirklich geschichtliche Prozeß geht über Deutsch-Deutsches 
hinaus und weist auf eine Vision, ein freies Europa, auf die Ge­
staltung einer europäischen Ordnung des Friedens und der Zu­
sammenarbeit zum Segen der Welt.

Die Regierungserklärung nimmt dieses auf, indem sie die 
deutsche Einigung eindeutig in den Zusammenhang der welt­
weiten Entspannung und des Endes des Ost-West-Konfliktes 
stellt. Es war und ist das Ziel der SPD, den deutschen Einigungs­
prozeß von Anfang an im europäischen Kontext zu gestalten, 
nicht allein zur Absicherung dieses Prozesses und zur Vermei­
dung von Risiken, sondern vor allem zur Einlösung einer Aufga­
be, die die Deutschen Europa und der Welt schulden. Die Sozial­
demokratische Fraktion gibt dieser Aufgabe neben der Interes­
senvertretung der Bevölkerung in unserem Land im Einigungs­
prozeß höchste Priorität.

Wir sind mit unserer Initiative zu den Erklärungen der Volks­
kammer über den Holocaust, zu Polen, der Tschechoslowakei 
und der Sowjetunion in dieses Parlament eingetreten, und wir 
danken für den Konsens, den wir in dieser Sache hier fanden. Es 
wird Aufgabe der neuen Regierung sein, in der Außenpolitik 
nicht nur Akzente zu setzen, sondern von Anfang an weitgehen­
de Ziele in den Blick zu nehmen. Ich will hier nur zu drei Aspek­
ten dieser politischen Verantwortung sprechen.

Erster Aspekt: Wie soll der Einigungsprozeß so in den europäi­
schen Prozeß eingebettet werden, daß er die europäische Eini­
gung fördert? Dazu nur soviel: Ich denke, wir haben eine beson­
dere Verantwortung hier in der DDR für das Mitnehmen unserer

osteuropäischen Partnerländer, dieser jungen Demokratien - 
und keinesfalls stabilen Demokratien - und der Sowjetunion, die 
auch heute in einer schwierigen Situation steht. Es wäre ein 
nicht wiedergutzumachendes Versagen, wenn wir uns dieser 
Herausforderung europäischer Geschichte nicht stellten und die 
Trennlinie in Europa lediglich von der Elbe an die Oder verlager­
ten.

Zweitens, nur ganz kurz: Die Frage der Bündniszugehörigkeit 
ist eine sekundäre oder untergeordnete Frage. Bündnisse kön­
nen ein Instrument sein, um den europäischen Prozeß zu beför­
dern. Da wollen wir sie hin haben. Wir wollen nicht zurück zu 
Bündnissen, sondern vorwärts und heraus aus Bündnissen. Und 
ich denke, dafür ist auch die Regierungserklärung Beleg. Dafür 
soll hier Politik gemacht werden.

Und zum letzten Punkt. Das betrifft den Artikel 23. Ich möchte 
das hier auch noch einmal aufnehmen. Die Sozialdemokraten ha­
ben diesen Artikel nie bevorzugt. Wir akzeptieren ihn unter der 
Bedingung, daß wir sagen: Aus ihm darf kein Herausschleichen 
der DDR aus internationalen Verpflichtungen - um jetzt in die­
sem außenpolitischen Kontext zu reden - passieren.

Ich denke, da liegt das Hauptargument der Sowjetunion. Wir 
werden das zu berücksichtigen haben, um Schaden vom deut­
schen Einigungsprozeß abzuwenden.

(Beifall vor allem bei der SPD)

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner :

Ich danke schön. Die Aussprache über die Regierungserklä­
rung ist damit beendet.

Ich möchte Ihnen mitteilen, daß in Abstimmung mit dem Mini­
sterpräsidenten auf der nächsten Volkskammersitzung für den 
Ministerrat Gelegenheit sein wird, auf die eine oder andere der 
hier aufgeworfenen Fragen noch zu reagieren. Wir halten es für 
sachgemäß, das jetzt nicht noch an diese Debatte anzuschließen.

Die nächste Tagung der Volkskammer wird am nächsten Don­
nerstag stattfinden und um 10.00 Uhr beginnen. Einzelheiten der 
Tagesordnung werden Ihnen über die Fraktionen mitgeteilt.

Ich möchte die Geschäftsführer der Fraktionen daran erin­
nern, daß gemäß Beschluß des Präsidiums der Volkskammer 
heute bis 14.00 Uhr die Namen der Vorsitzenden, der Stellvertre­
ter und der Mitglieder der Ausschüsse im Tagungsbüro, Zim­
mer 1514, eingereicht werden sollten. Das ist wichtig, damit die 
Ausschüsse in der nächsten Woche mit ihrer Arbeit beginnen 
können und die entsprechenden Unterlagen haben.

Die Tagung der Volkskammer ist damit geschlossen.

(Ende der Tagung gegen 13.35 Uhr)
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